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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. STEININGER als Vorsitzenden und den Richter Mag. Dr.
NIEDERWIMMER und den fachkundigen Laienrichter Mag. SOMMERHUBER als Beisitzer Uber die Beschwerde von XXXX
, geb. XXXX , gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Oberdsterreich, vom 11.12.2017, ZI. OB:
XXXX, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

A) Der Beschwerde wird gemal? § 28 Abs 1

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF iVm 8 1 Abs 2, § 40 Abs 1, 8 41 Abs 1, § 42 Abs
1und 2, 843 Abs 1, § 45 Abs 1 und 2, § 47 Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBI. Nr. 283/1990 idgF iVvm 8 1 Abs 4 Z 3
der Verordnung des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013 idgF, wegen Vorliegen der Voraussetzungen fur die
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der BenUtzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass stattgegeben.

B) Die Revision ist gemaR Art 133 Abs 4 Bundesverfassungsgesetz
(B-VG), BGBI. Nr. 1/1930 idgF nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

Der Beschwerdeflhrerin (im Folgenden "BF" bzw. "bP" genannt) wurde nach am 21.12.2013 erfolgter Begutachtung
wegen chron. Niereninsuffizienz 1lI-IV bei maligner Nephrosklerose (Pos. Nr. 05.04.01, 40 %), Hypertonie, Cor
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hypertonicum, Fundus hypertonicum Belastungsdyspnoe (Pos. Nr. 05.0201, 40 %) und Landerdauernde depressive
Episode, medikamentds behandelt (Pos. Nr. 03.0601, 30 %) bei einem Gesamtgrad der Behinderung von 60 v.H. ein bis
30.4.2017 befristeter Parkausweis flr Behinderte gem. 8 29b StVO ausgestellt.

Mit Antrag vom 8.2.2017, am 15.2.2017 bei der belangten Behdérde (folglich "bB" bezeichnet) einlangend, begehrte die
BF die Verlangerung des befristeten Behindertenpasses sowie die Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit
der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung"
in den Behindertenpass.

Ein nach am 6.4.2017 durch Dr.in Schmid, Arztin fur Allgemeinmedizin, erfolgter klinischer Untersuchung, erstelltes
Gutachten erbrachte im Wesentlichen nachstehendes Ergebnis:

Anamnese:

VGA mit 60 %, NU

Derzeitige Beschwerden:

Sie klagt Gber Schlaflosigkeit und reduzierte Belastbarkeit. In der Nacht muss sie alle 2 Stunden auf die Toilette, kann
danach nicht einschlafen, muss standig an ihre Krankheit denken.

Sie kann ca 250 m gehen, dann bekommt sie keine Luft mehr. Zu Hause hat sie 19 Stufen, die kann sie nur mit Pause
bewaltigen

Behandlung(en) / Medikamente / Hilfsmittel:

Adalat; Ramipril HCT, Tenormin, Simvastatin, Pantoprazol, Gatopram, Mitazapin, Lactat, Iberogast
Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):

GA 02/16 mit 60 % wg. Niereninsuff., AHT und Depressio

Befund Dr. XXXX von 07/16: Langerdauernde depressive Episode; St.p. SHT 1981; maligne Nephrosklerose
Labor von 04/17, BHS Linz: Krea 1,68; HS 9,8

Nierensonographie von 03/17: kleine, parenchymverschmachtigte und parenchymverdichtete Nieren
Untersuchungsbefund:

Allgemeinzustand:

gut

Ernahrungszustand:

gut

GroBe: 160,00 cm Gewicht: 74,00 kg Blutdruck: 110/60

Klinischer Status - Fachstatus:

Seh- und Hérvermdégen unauffallig

dermatologisch rein, ausreichende Durchblutung

Thorax symmetrisch bellftet, keine Dyspnoe; VA; HA rein, rhythmisch; Abdomen weich, ohne pathologische
Resistenzen; Bruchpforten geschlossen

WS: FBA 20 cm; kein DS, kein KS, keine Myogelosen; Beweglichkeit im Normbereich

OE: Gelenke frei beweglich, FS bds. komplett, grobe Kraft seitengleich; Feinmotorik nicht gestort
UE: Gelenke frei beweglich, keine Odeme, keine sichtbare Varizen

Gesamtmobilitat - Gangbild:

Gang sicher, raumgreifend; das Aufstehen aus eigener Kraft méglich

Status Psychicus:
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zeitlich, ortlich, situativ und zur Person gut orientiert, Antrieb reduziert, Stimmung depresssiv; keine pathologische
Denkinhalte

Ergebnis der durchgefihrten Begutachtung:

Lfd. Nr. -Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschrankungen, welche
voraussichtlich langer als sechs Monate andauern werden:

Begrindung der Positionsnummer und des Rahmensatzes: -Pos.Nr. -Gdb %
1 -Nierenkrankheit

Nephrosklerose mit eingeschrankte Nierenfunktion; Kreatinin zuletzt 1,68; Bluthochdruck, mit mehrfache Medikation
gut eingestellt -05.04.01 -30

2 -Affektive Stérungen; Manische, depressive und bipolare Stérungen, Depression

Langerdauernde depressive Episode, medikamentds behandelt; keine KH-Aufenthalte -03.06.01 -30
Gesamtgrad der Behinderung 40 v. H.

Begrindung fur den Gesamtgrad der Behinderung:

Das Hauptleiden unter Pkt. 1, wird von Pkt. 2 um 1 Stufe angehoben bei direkter negativer Beeinflussung

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten Gesundheitsschadigungen erreichen
keinen Grad der Behinderung:

erh. Parathormonwerte ohne Behandlungsnotwendigkeit, ohne Fachbefunde; bedingen keine Einschatzung
Stellungnahme zu gesundheitlichen Anderungen im Vergleich zum Vorgutachten:

Nierenkrankheit wird mit 30 % eingeschatzt, entsprechend der Klinik; Blutdruck gut eingestellt, keine Anamie, Krea
1,68; keine aktuelle Fachbefunde vorgelegt

Depressio mit unveranderte Beurteilung

Pkt. 2 von VGA entfallt, da keine Befunde vorgelegt; wahrend der Untersuchung keine Atemnot
Begriindung fiir die Anderung des Gesamtgrades der Behinderung:

eine hohere Einschatzung ist wegen mangelnden Befunde nicht méglich

1. Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel - Welche der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen
lassen das Zurlcklegen einer kurzen Wegstrecke, das Ein- und Aussteigen sowie den sicheren Transport in einem
offentlichen Verkehrsmittel nicht zu und warum? Die Gehstrecke wird mit 250 m angegeben, das ist leider nicht
objektivierbar, da keine diesbezlgliche Dokumentation vorgelegt wurde. Keine Einschrankungen im
Bewegungsapparat, Ubliche Niveauunterschiede kdnnen bewaltigt werden, Sandhaftigkeit ist gegeben; keine
Atembeschwerden wahrend der Untersuchung feststellbar

2. Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel - Liegt eine schwere Erkrankung des Immunsystems vor?

nein

Mit Schreiben vom 20.7.2017 bezog die BF gegen das Schreiben der bB vom 8.6.2017 dahingehend Stellung, dass sich
beim Gesundheitszustand nichts gedandert habe und die Pos. Nr. 05.02.01 komplett ignoriert bzw. nicht untersucht

worden sei.

Am 10.10.2017 wurde die BF zum Zwecke einer abermaligen Gutachtenserstellung durch Dr.in XXXX neuerlich klinisch
untersucht.

Das Gutachten erbrachte im Wesentlichen nachstehendes Ergebnis:

Anamnese:

Vorgutachten mit GdB von 40 % vorhanden, dagegen wurde Beschwerde eingelegt.
Derzeitige Beschwerden:

Bei der Patientin besteht eine chron. Niereninsuffizienz Grad Ill - IV bei maligner Nephrosklerose, Erstdiagnose 2008.



Sie ist laufend in facharztlicher Betreuung, Kreatinin zuletzt bei 1,6. Es besteht zusatzlich ein sek.
Hyperparathyreoidismus und weiters ein art. Hypertonie, die Patientin ist medikamentds eingestellt. Zusatzlich besteht
eine bekannte Depressio, auch hier nimmt die Patientin Tabletten ein.

Seit der Niereninsuffizienz klagt die Patientin Uber Luftnot, die Gehstrecke ist dadurch reduziert, eine internistische
Durchuntersuchung wurde anamnestisch durchgefihrt, ein Korrelat konnte nicht diagnostiziert werden.

Behandlung(en) / Medikamente / Hilfsmittel:

Tenormin 50 mg, Adalat Retard 60 mg, Ramipril HCT 5/25 mg, Simvastatin 40 mg, Pantoprazol 20 mg, Mirte 30 mg,
Citalopram 10 mg, Iberogast bei Bedarf

Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):
Arztbrief KH XXXX, Abteilung fur Innere Medizin vom 21.04.17:

chron. Niereninsuffizienz Stadium Il bei maligner Nephrosklerose mit vaskuldaren Schrumpfnieren, Kreatinin zuletzt bei
1,68, GFR 34, art. Hypertonie, Fundus hypertonicus in Ruckbildung, sek. Hyperparathyreoidismus;

Untersuchungsbefund:

Allgemeinzustand:

leicht reduziert

Erndhrungszustand:

unauffallig

Grofe: 161,00 cm Gewicht: 74,00 kg Blutdruck: norm
Klinischer Status - Fachstatus:

Caput: HNAP frei, Pupillen rund, isocor, prompte direkte und indirekte LR, Seh- und Hoérvermégen ausreichend,

Hautkolorit blass;

Collum: SD schluckverschieblich, keine Einflussstauung, keine tastbaren Lymphknoten

Cor: rein, rhythmisch, normofrequent

Pulmo: Vesikularatmung, keine RG;¢s, zu Beginn leichte Sprechdyspnoe, im Laufe der Untersuchung Besserung;
Abdomen: weich, kein Druckschmerz, keine tastbaren Resistenzen

OE und UE: Tonus, Trophik, grobe Muskelkraft unauffallig, Gelenke weitgehend frei beweglich, ausgepragte
Unterschenkelédeme bds., keine Varizen, keine offenen Lasionen.

Gesamtmobilitat - Gangbild:

Stand und Gang unauffallig, limitiert ist die Gehstrecke durch die zunehmende Atemnot, anamnestisch Gehstrecke
unter 300 m.

Status Psychicus:

Patientin zeitlich, ortlich und situativ orientiert, keine Einschrankungen des Kurzzeitgedachtnisses und des
planerischen Handelns, bekannte Depressio, keine aggressiven Verhaltensauffalligkeiten.

Ergebnis der durchgefihrten Begutachtung:

Lfd. Nr. -Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschrankungen, welche
voraussichtlich langer als sechs Monate andauern werden:

Begriindung der Positionsnummer und des Rahmensatzes: -Pos.Nr. -Gdb %
1 -Niere, Nephrosklerose mit eingeschrankte Nierenfunktion;

Kreatinin zuletzt 1,68; Bluthochdruck, mit mehrfache Medikation gut eingestellt, Fundus hypertonicus und sekundarer
Hyperparathyreoidismus in die Beurteilung miteinbezogen; -05.04.01 -40

2 -Depression



Langerdauernde depressive Episode, medikamentds behandelt; -03.06.01 -30

Gesamtgrad der Behinderung 50 v. H.

Begrindung fur den Gesamtgrad der Behinderung:

Fihrend ist Leiden Nr. 1, Leiden Nr. 2 steigert aufgrund der zusatzlichen Beeintrachtigung der Lebensqualitat um 10%.

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten Gesundheitsschadigungen erreichen
keinen Grad der Behinderung:

Stellungnahme zu gesundheitlichen Anderungen im Vergleich zum Vorgutachten:
Punkt 1: keine wesentliche Veranderung zum Gewahrungsgutachten von 02/2016;
Punkt 2: gleichbleibend zum VGA

Begriindung fiir die Anderung des Gesamtgrades der Behinderung:

Die Nierenfunktionsstérung hat sich im Vergleich zum Gewahrungsgutachten nicht gebessert, der Blutdruck ist
mittlerweile besser eingestellt und wurde in Punkt 1 mit bertcksichtigt.

1. Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel - Welche der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen
lassen das Zurlcklegen einer kurzen Wegstrecke, das Ein- und Aussteigen sowie den sicheren Transport in einem
offentlichen Verkehrsmittel nicht zu und warum? Aufgrund der Atemnot ist die Belastbarkeit glaubhaft eingeschrankt,
das Zurucklegen kurzer Wegstrecken ist jedoch zumutbar, zumal keine funtionellen Einschrankungen des
Bewegungsapparates und keine Befunde zur bestehenden Atemnot vorliegen.

Mit im Spruch bezeichnetem Bescheid wurde der Antrag der BF auf Vornahme der Zusatzeintragung abgewiesen.

Dagegen erhob die BF binnen offener Frist das Rechtsmittel der Beschwerde und begriindete diese mit Hinweis des
bereits zurtckliegend temporar gewahrten Ausweis gem.§ 29b StVO im Wesentlichen dahingehend, dass sich die
Voraussetzungen nicht geandert haben.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1.0. Feststellungen (Sachverhalt):

Es war festzustellen, dass die BF die Voraussetzungen fur die Vornahme der begehrten Zusatzeintragung erbringt.
2.0. Beweiswurdigung:

2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.

Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich durch Einsicht in das zentrale Melderegister

sowie die sonstigen relevanten Unterlagen.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fihrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des ¢sterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
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29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, ( )".
Vergleiche dazu auch VwWGH vom 18.06.2014, Ra 2014/01/0032.

Basierend auf der standigen Rechtsprechung des VWGH bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung o&ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung" in einen Behindertenpass regelmalig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, das die
Auswirkungen der Gesundheitsschadigung auf die Zumutbarkeit der Benttzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilt,
sofern diese Frage nicht in einem unmittelbar zuvor durchgefihrten Verfahren gemall & 14 Abs 2
Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG) im Rahmen der arztlichen Begutachtung ausreichend behandelt wurde oder
die Unzumutbarkeit aufgrund der Art der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt (vgl auch VwWGH vom 01.03.2016,
Ro 2014/11/0024; VwGH vom 27.05.2014, Ro 2014/11/0030; VWGH vom 17. Juni 2013, 2010/11/0021 mit Verweis auf die
Erkenntnisse vom 23. Februar 2011, 2007/11/0142 und vom 23. Mai 2012, 2008/11/0128; vgl auch VwGH vom
20.03.2001, 2000/11/0321).

Nach der standigen Judikatur des VWGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstéandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachverstindige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil griindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des mafigeblichen Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VWGH vom
17.02.2004, GZ 2002/06/0151).

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwWGH an ihr
gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des arztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VwWGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekdmpfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrucklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Der VWGH flhrte aber in diesem Zusammenhang auch aus, dass keine Verletzung des Parteiengehors vorliegt, wenn
einem Antrag auf Einholung eines zusatzlichen Gutachtens nicht stattgegeben wird (VwWGH vom 25.06.1987,
87/06/0017).

Ebenso kann die Partei Sachverstandigengutachten erfolgreich bekampfen, ohne diesem auf gleichem fachlichem
Niveau entgegentreten zu mussen, wenn es Widerspriche bzw. Ungereimtheiten im Gutachten aufzeigt (vgl. z. B.
VwGH vom 20.10.2008, GZ 2005/07/0108).

Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Héchstgerichte, insbesondere der zitierten Entscheidungen, ist das eingeholte
Sachverstandigengutachten vom 14.11.2017 insoweit schlUssig, nachvollziehbar und weist keine Widerspriche auf, als
darin festgehalten wurde, dass im Vergleich zum Vorgutachten keine wesentliche Veranderung zum
Gewahrungsgutachten vom 02/2016 vorliegt und die Nierenfunktionsstorung im Vergleich zu diesem
Gewahrungsgutachten nicht gebessert hat. Insoweit im Gutachten jedoch widersprichlich dargelegt wird, dass
aufgrund der Atemnot die Belastbarkeit glaubhaft eingeschrankt sei, jedoch das Zurlcklegen kurzer Wegstrecken nicht
zumutbar sei, zumal keine funktionellen Einschrankungen des Bewegungsapparates vorliegen und keine Befunde zur
bestehenden Atemnot vorliegen, war festzustellen, dass ungeachtet der mangelnden Bescheinigungsmitteln die
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glaubwuirdige Atemnot und die damit einhergehende glaubhafte Einschrankung der Belastbarkeit im Zuge der
klinischen Untersuchung erbracht wurde, weshalb von der Einschrankung der Wegstrecke auf 250m (wie von der BF im
Zuge der Gutachtenserstellung am 6.4.2017 offensichtlich angegeben) und sohin vom Vorliegen der Voraussetzungen
far die Vornahme der Zusatzeintragung auszugehen war. Insoweit im Gutachten vom 8.6.2017 ausgefuhrt wird, dass
diese Reduktion der Wegstrecke ebensowenig objektivierbar sei, wie auch die Atembeschwerden, obwohl diese sowohl
in der Gutachtenserstellung im Jahr 2016 als auch im Gutachten vom 14.11.2017 im Rahmen der klinischen
Untersuchung verifiziert wurde, war festzustellen, dass das Gutachten vom 8.6.2017 insoweit jeglicher Schlussigkeit
und Plausibilitat entbehrt.

Nach Wiurdigung des erkennenden Gerichtes erfillt das Gutachten vom 14.11.2017 auch die an ein arztliches
Sachverstandigengutachten gestellten Anforderungen.

Die getroffenen Einschatzungen, basieren auf den im Rahmen der persdnlichen Untersuchungen eingehend
erhobenen klinischen Befunden, entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Die vorgelegten Beweismittel stehen nicht im Widerspruch zum Ergebnis des eingeholten Sachverstandigenbeweises.

Dem VwGH zufolge kommt es fur die Berechtigung der zusatzlichen Eintragung in den Behindertenpass hinsichtlich
der "Unzumutbarkeit der Benultzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung"
entscheidend auf die Art und die Schwere der dauernden Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die
Benitzung offentlicher Verkehrsmittel an, nicht aber auf andere Umstdnde, die die Benltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel erschweren (VWGH vom 22.10.2002, GZ 2001/11/0258).

Bei Beurteilung der Frage, ob eine Benltzung &ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung
unzumutbar ist, war vor allem auch zu prifen, wie sich die bei der bP gegebene dauernde Gesundheitsschadigung auf
die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in einem offentlichen Verkehrsmittel unter
Berucksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieser Verkehrsmittel gegebenen Bedingungen auswirkt (VWGH vom
22.10.2002, GZ 2001/11/0242).

Im konkreten Fall bejahte das Gutachten vom 14.11.2017 die glaubwirdige Atemnot, sowie die damit einhergehende
Funktionseinschrankung - wie bereits das Gutachten von 2016 -, jedoch wurde durch die Sachverstandige nicht
nachvollziehbar die der Untersuchung widerstreitende Beurteilung getroffen.

In den angeflihrten Gutachten wurde von dem Sachverstandigen auf die Art der Leiden und deren AusmaR, sowie die
vorgelegten Befunde der bP ausfihrlich eingegangen.

Die eingeholten Sachverstandigengutachten stehen mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch.

Im Gutachten wurden alle relevanten, von der bP beigebrachten Unterlagen bzw. Befunde berticksichtigt.

Auch war den Vorbringen und vorgelegten Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit des
befassten Sachverstandigen oder dessen Beurteilung bzw. Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Es lag daher kein Grund vor, von den schlissigen, widerspruchsfreien und nachvollzieh-baren Ausfihrungen der
Sachverstandigen abzugehen.

Die Sachverstandigengutachten und die Stellungnahmen wurden im oben beschriebenen Umfang in freier
Beweiswirdigung der Entscheidung des Gerichtes zu Grunde gelegt.

Soweit seitens der bB das Parteiengehor verletzt wurde (durch Nichtvorhalten des der abschlagigen Entscheidung zu
Grunde liegenden Gutachtens), ist festzuhalten, dass die Verletzung des Parteiengehors in diesem Einzelfall - bei
ansonsten ordnungsgemafem Ermittlungsverfahren - durch die Moglichkeit der Einbringung der Beschwerde
(allenfalls nach Akteneinsicht) in diesem konkreten Fall als saniert anzusehen ist (vgl fir viele: VWGH vom 11.09.2003,
99/07/0062; VwGH vom 27.02.2003,2000/18/0040; VwGH vom 26.02.2002,98/21/0299). Es ist jedoch auch
festzuhalten, dass durch diese Feststellung die bB nicht generell vom ihrer Obliegenheit das Parteiengehér zu wahren,
entbunden wird.

3.0. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:
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Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF

Bundesbehindertengesetz BBG, BGBI. Nr. 283/1990 idgF

Verordnung des Bundesministers fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013idgF

Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010idgF

Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BYwGG, BGBI. | Nr. 10/2013 idgF

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF

Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG, BGBI. Nr. 10/1985 idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angeflhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden
Fassung.

3.2. Gemal Art. 130 Abs 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden

1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdérde wegen Rechtswidrigkeit; GemaR8 6 BVwGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemal? § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemall § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal} Abs 1 nicht stattgegeben
oder der Pass eingezogen wird.

GemalR8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

GemaR § 45 Abs. 4 BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemal3 Abs 3 eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die
jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

Gemal 8 45 Abs. 5 BBG entsendet die im § 10 Abs. 1 Z 6 des BBG genannte Vereinigung die Vertreterin oder den
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des
Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs 2 des BBG anzuwenden. Fir jede Vertreterin und
jeden Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.

In Anwendung des Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG iVm8§ 45 Abs 3 BBG wird die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes
in der zugrundeliegenden Beschwerdeangelegenheit begriindet und fallt die Entscheidung der gegenstandlichen
Rechtssache jenem Richtersenat zu, der unter BerUcksichtigung der zitierten Bestimmungen in der Geschaftsverteilung
des Bundesverwaltungsgerichtes dafur vorgesehen ist. Der erkennende Senat ist daher in diesem
Beschwerdeverfahren zustandig.

3.3. GemalR§ 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
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Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemalR 8 45 Abs. 3 AVG des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG),BGBIl. Nr. 51/1991, ist den
Parteien Gelegenheit zu geben, vom Ergebnis der Beweisaufnahme Kenntnis und dazu Stellung zu nehmen.

Der Mangel des Parteiengehdrs wird im Beschwerdeverfahren durch die mit der Beschwerde gegebene Mdoglichkeit
der Stellungnahme zu einem Beweismittel saniert (vgl. VWGH vom 27.02.2003, 2000/18/0040; VWGH vom 24.11.1995,
95/17/0009 mit Hinweis auf E 30.9.1958, 338/56).

Eine im erstinstanzlichen Verfahren unterlaufene Verletzung des Parteiengehdrs wird jedenfalls dadurch saniert, dass
die Partei die Moglichkeit hat, in ihrer Berufung und sodann im Zuge des Berufungsverfahrens ihren Rechtsstandpunkt
darzulegen und sohin an der Feststellung des malfigeblichen Sachverhaltes mitzuwirken (VWGH vom 28.05.1993,
92/17/0248 mit Hinweis auf E vom 20.11.1967, 0907/67).

Wenn der Beschwerdeflihrer Gelegenheit gehabt hat, zum Ergebnis des Ermittlungsverfahrens in der Berufung gegen
den erstinstanzlichen Bescheid Stellung zu nehmen, und davon auch Gebrauch gemacht hat, so ist eine allfallige
Verletzung des Parteiengehérs durch die erste Instanz damit als saniert anzusehen (VwWGH vom 11.09.2003,
99/07/0062; VWGH vom 26.02.2002,98/21/0299).

Seit Einfuhrung der Neuerungsbeschrankung mit 01.07.2015, BGBI. Nr. 57/2015, welche konkret in§ 46 BBG geregelt
ist, wurde vom Gesetzgeber ein Beschwerdevorbringungsregulativ geschaffen. Ziel und Zweck der Novelle des
Behindertenrechtes ist u.a. die grundsatzliche Beschleunigung des erstinstanzlichen Verfahrens. Unter Heranziehung
der finalen Programmierung der Norm versteht man unter "neuen Tatsachen" jene Zustédnde der Gesundheit, welche
zum Zeitpunkt des erstinstanzlichen Verfahrens nicht bekannt waren bzw. sein mussten. Werden nunmehr im
Beschwerdeverfahren vor dem BVwG von der bP "neue Tatsachen" vorgebracht, so sind diese in der
Entscheidungsfindung des Gerichtes nicht zu berticksichtigen. Nach Ansicht des Gerichtes unterliegen nicht dem
Neuerungsverbot jene Beeintrachtigungen, Schadigungen und dergleichen, welche nach gegenwartigem Stand der
Medizin als bekannte Folgen der Grunderkrankungen zu qualifizieren sind. Die Neuerungsbeschrankung entfaltet ihre
Rechtswirkung mit dem Einbringen der Beschwerde bei Gericht.

Die neu geschaffene Bestimmung des § 46 3. Satz hat zur Folge, dass der bP bei Verletzung des Parteiengehors durch
die bB jedwede Mboglichkeit eines Vorbringens, insbesondere zu den eingeholten Sachverstandigengutachten,
genommen wird. In Verbindung mit der Neuerungsbeschrankung wird dadurch die Stellung der bP im
Rechtsmittelverfahren derart eingeschrankt, dass dadurch kein faires Verfahren nach den Grundprinzipien eines
Rechtsstaates gewahrleistet ist. Beispielsweise wird dies der Fall sein, wenn eine medizinisch relevante Tatsache von
der bP zwar vorgebracht wurde, aber keinerlei Berlcksichtigung im erstinstanzlichen Ermittlungsverfahren gefunden
hat. Bedingt durch das Beschwerdevorbringungsregulativ. kann seitens des Gerichtes im Zuge des
Beschwerdeverfahrens dieser Umstand, je nach konkretem Sachverhalt, nicht bertcksichtigt werden.

Die Nichtvornahme eines Parteiengehors wird in aller Regel zur Aufhebung des erstinstanzlichen Bescheides fuhren,
auBer wenn die Gewahrleistung der Parteienrechte keinen umfassenderen, entscheidungsrelevanten Sachverhalt
ergeben hatte.

Aufgrund der obigen Ausfiihrungen deckt sich die Ansicht des BVwG grundsatzlich mit der Rechtsprechung des VwGH
betreffend mangelhaftes Parteiengehdr. Wie eingangs ausgefuhrt, sieht der VWGH das Parteiengehor nicht verletzt,
wenn die bP im Berufungsverfahren die rechtliche Moglichkeit besitzt, Stellung zu nehmen. Unter dem Aspekt der mit
01.07.2015 in Kraft getretenen Neuerungsbeschrankung ist dies aber nicht mehr gewahrleistet.

Im gegenstandlichen Fall wurde der bP das der Entscheidung zu Grunde liegende Sachverstéandigengutachten vom
14.11.2017 nicht zur Kenntnis gebracht. Damit wurde das Recht auf Parteiengehor verletzt und der bP in Verbindung
mit der Neuerungsbeschrankung (im Beschwerdeverfahren vor dem BVwG vorgebrachte "neue Tatsachen" sind nicht
zu berucksichtigen) jedwede Mdglichkeit eines Vorbringens genommen, was in aller Regel zur Aufhebung des
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erstinstanzlichen Bescheides fuhrt. Da die bP aber im Zuge der Einbringung der Beschwerde keine neuen Beweismittel
vorgebracht hat, hatte hier die Gewahrleistung der Parteienrechte keinen umfassenderen entscheidungsrelevanten
Sachverhalt ergeben. Schlussfolgernd fihrte hier die Mdglichkeit, im Beschwerdeverfahren zu obigem Gutachten
Stellung zu nehmen, zur Sanierung der Verletzung des Parteiengehdrs.

Gemall 8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs 3) zu Uberprufen.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

GemalR § 28 Abs 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Bezugnehmend auf die zitierten Bestimmungen waren die unter Pkt. 3.1. im Generellen und die unter Pkt. 3.2 ff im
Speziellen angefuhrten Rechtsgrundlagen fir dieses Verfahren in Anwendung zu bringen.

3.4. GemaR § 1 Abs 1 BBG soll Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten Menschen durch die in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen MalRnahmen die bestmdgliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben gesichert werden.

GemalR§ 1 Abs 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorubergehenden kérperlichen, geistigen oder psychischen

Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich
sechs Monaten.

Gemals § 40 Abs 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fir
Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige
Leistung erhalten oder

4. fUr sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhdhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der begunstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.

Gemal § 40 Abs 2 BBG ist behinderten Menschen, die nicht dem im Abs 1 angefihrten Personenkreis angehdren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.

GemdaR & 41 Abs 1 BBG gilt als Nachweis fur das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (§ 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Gber die Gewadhrung der erhéhten Familienbeihilfe gemal § 8 Abs 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,

wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefir
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mafgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung
vorgenommen wurde oder

3. ein Fall des & 40 Abs 2 vorliegt.

Gemal? § 41 Abs 2 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung ohne Durchfihrung eines Ermittlungsverfahrens zurtickzuweisen,
wenn seit der letzten rechtskraftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies gilt nicht, wenn eine
offenkundige Anderung einer Funktionsbeeintréchtigung glaubhaft geltend gemacht wird.

GemalR 8 42 Abs 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
Geburtsdatum, eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die

Eintragung ist vom Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

GemiR§ 42 Abs 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den

Voraussetzungen zu erwarten ist.

GemaR § 43 Abs 1 BBG hat das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen, sofern Anderungen eintreten, durch
die behordliche Eintragungen im Behindertenpass berlhrt werden, erforderlichenfalls einen neuen Behindertenpass
auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

GemalR § 43 Abs 2 BBG ist der Besitzer des Behindertenpasses verpflichtet, dem Bundesamt fir Soziales und
Behindertenwesen binnen vier Wochen jede Anderung anzuzeigen, durch die behérdliche Eintragungen im
Behindertenpass berthrt werden, und Uber Aufforderung dem Bundesamt fUr Soziales und Behindertenwesen den
Behindertenpass vorzulegen.

GemaR § 45 Abs 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemal} § 45 Abs 2 BBGiist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemaf3 Abs 1 nicht stattgegeben, das
Verfahren eingestellt (841 Abs 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.

GemalR & 47 BBG ist der Bundesminister flr Arbeit und Soziales ermachtigt, mit Verordnung die naheren
Bestimmungen Uber den nach § 40 auszustellenden Behindertenpass und damit verbundene Berechtigungen
festzusetzen.

Gemall 8 1 Abs 1 der Verordnung des Bundesministers flur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz tber die
Ausstellung von Behindertenpdssen und von Parkausweisen wird der Behindertenpass als Karte aus Polyvinylchlorid
hergestellt und hat nach Form und Inhalt dem Muster der Anlage A zu entsprechen. Seine Gesamtabmessungen haben
53,98 mm in der H6he und 85,60 mm in der Breite zu betragen. GemaR Abs 2 leg cit hat der Behindertenpass auf der
Vorderseite zu enthalten:

1. die Bezeichnung "Behindertenpass" in deutscher, englischer und franzdsischer Sprache;

2. den Familien- oder Nachnamen, Vorname(n), akademischen Grad oder Standesbezeichnung des Menschen mit
Behinderung;

3. das Geburtsdatum;

4. den Verfahrensordnungsbegriff;

5. den Grad der Behinderung oder die Minderung der Erwerbsfahigkeit;
6. das Antragsdatum;

7. das Ausstellungsdatum;

8. die ausstellende Behorde;
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9. eine allfallige Befristung;

10. eine Braillezeile mit dem Ausdruck "Behindertenpass";

11. ein Hologramm in Form des Bundeswappens mit dem Schriftzug "Sozialministeriumservice" im Hintergrund;
12. das Logo des Sozialministeriumservice;

13. einen QR-Code, mit dem auf der Homepage des Sozialministeriumservice nahere Informationen zum

Behindertenpass und den einzelnen Zusatzeintragungen abgerufen werden kdnnen sowie

14. ein der Bestimmung des 8 4 der Passgesetz-Durchfihrungsverordnung,BGBI. II Nr. 223/2006, entsprechendes
Lichtbild.

Gemal} Abs 3 leg cit haben die auBeren Merkmale des Tragermaterials des Behindertenpasses der ISO/IEC-Norm 7810
zu entsprechen. Das Tragermaterial hat folgende Falschungssicherheitsmerkmale zu enthalten:

1. Hologramm in Form des Bundeswappens mit dem Schriftzug "Sozialministeriumservice" im Hintergrund;
2. UV-Lack;

3. Brailleschrift;

4. Guillochenraster und

5. Mikroschrift auf der Ruckseite.

Der Behindertenpass darf nur von einem vom Bundesministerium flr Arbeit, Soziales und Konsumenten-schutz

bestimmten Dienstleister hergestellt werden.

Gemal Abs 4 leg cit ist auf Antrag des Menschen mit Behinderung jedenfalls einzutragen:
1. die Art der Behinderung, etwa dass der Inhaber/die Inhaberin des Passes

a) Uberwiegend auf den Gebrauch eines Rollstuhles angewiesen ist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen fir eine diagnosebezogene Mindesteinstufung im Sinne
des § 4a Abs. 1 bis 3 des Bundespflegegeldgesetzes (BPGG), BGBI. Nr. 110/1993, vorliegen. Bei Kindern und
Jugendlichen gelten jedoch dieselben Voraussetzungen ab dem vollendeten 36. Lebensmonat.

b) blind oder hochgradig sehbehindert ist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen fir eine diagnosebezogene Mindesteinstufung im Sinne
des § 4a Abs. 4 oder 5 BPGG vorliegen.

c) gehorlos oder schwer horbehindert ist;

die Eintragung gehorlos ist bei einem Grad der Behinderung von 80% entsprechend der Positionsnummer 12.02.01 der
Anlage zur Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010, bzw. einem Grad der Behinderung von 70% aufgrund der
Position 643 nach der Richtsatzverordnung BGBI. Nr. 150/1965, vorzunehmen.

Die Eintragung schwer horbehindert ist ab einem Grad der Behinderung von 50% auf der Grundlage der
Positionsnummer 12.02.01 der Anlage zur Einschatzungsverordnung, bzw. der Position 643 nach der

Richtsatzverordnung, vorzunehmen.

Bei Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 10. Lebensjahr muss ein Grad der Behinderung von 90%, vom 11.
Lebensjahr bis zum vollendeten 14. Lebensjahr ein Grad der Behinderung von 80% entsprechend der
Positionsnummer 12.02.01 der Anlage zur Einschatzungs-verordnung vorliegen.

d) taubblind ist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen fir eine diagnosebezogene Mindesteinstufung im Sinne
des 8 4a Abs. 6 BPGG vorliegen.

e) Trager/Tragerin eines Cochlear-Implantates ist;

f) Epileptiker/Epileptikerin ist;


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2006/223
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1993_110_0/1993_110_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2010/261
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1965_150_0/1965_150_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/bpgg/paragraf/4a

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn eine Diagnose entsprechend Abschnitt 04.10.02 oder 04.10.03 der Anlage zur
Einschatzungsverordnung bzw. der Positionsnummern 573 oder 574 nach der Richtsatzverordnung vorliegt.

g) eine Gesundheitsschadigung gemal? § 2 Abs. 1 erster Teilstrich der Verordnung des Bundes-ministers fur Finanzen
Uber auBBergewodhnliche Belastungen, BGBI. Nr. 303/1996, aufweist;

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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